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Ausgangspunkt für den vorliegenden Beitrag ist die Feststellung sowohl zunehmen-
der gesellschaftlicher Spaltungen als auch zunehmender gegenseitiger Vernetzungen 
und Abhängigkeiten in globalen Räumen: Neben den weltweit bereits seit einigen Jah-
ren stattfindenden kontroversen Debatten rund um den Klimawandel zeigen aktuelle 
Entwicklungen ebenso gesellschaftliche Brüche wie Interdependenzen auf, mit denen 
die globale Weltgesellschaft gegenwärtig konfrontiert ist. Auf der einen Seite entpuppt 
sich das Prinzip der Kontroversität als relevantes fachdidaktisches Instrument bei der 
Vermittlung einer Global Citizenship Education. Zugleich argumentiert der vorliegende 
Artikel jedoch auch, dass die politische Bildung dem gleichzeitigen Aufeinandertreffen 
von einerseits gesellschaftlichen Spaltungen und andererseits gegenseitigen gesellschaft-
lichen Abhängigkeiten nur dann Rechnung tragen kann, wenn auch das Prinzip der 
politischen Handlungsorientierung berücksichtigt wird. Wie können daher Lehr- und 
Lernprozesse aussehen, die praktische Verständigungs- und Aushandlungsprozesse so-
wie Strategien für gemeinsames gesellschaftliches Handeln in den Vordergrund stellen? 
Und welche Einseitigkeiten bzw. Gefahren müssen bei einer Aktualisierung des Prinzips 
der politischen Handlungsorientierung beachtet werden? Ein Unterrichtskonzept liefert 
abschließend einige Denkanstöße zur Aktualisierung handlungsorientierter Unterrichts-
sequenzen unter Berücksichtigung von Interdependenz in der politischen Bildung.
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1. Einleitung: Gesellschaftliche Spaltungen versus Abhängigkeiten

Ausgangspunkt für den vorliegenden Beitrag ist die Feststellung sowohl zuneh-
mender gesellschaftlicher Spaltungen als auch gegenseitiger Vernetzungen und 
Abhängigkeiten. Neben den weltweit bereits seit einigen Jahren stattfindenden 
kontroversen Debatten rund um den Klimawandel zeigen auch aktuelle Entwick-
lungen gesellschaftliche Brüche genauso wie Interdependenzen auf, mit denen die 
globale Weltgesellschaft gegenwärtig konfrontiert ist. Schon früh nach Beginn der 
Ausbreitung des Virus SARS-CoV-2 wurden beispielsweise einerseits eine durch 
die Pandemie verursachte Verstärkung von Nationalismen und andererseits eine 
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Vertiefung von Konflikten zwischen unterschiedlichen Gesellschaftsgruppen kon-
statiert (Krastev, 2020). 

Während in Zusammenhang mit der Klima-Krise bislang den Älteren egoisti-
sches Verhalten und die Beraubung von Zukunftsperspektiven der Jungen vorge-
worfen wurde, fühlen sich diese angesichts der Corona-Pandemie nun mitunter 
von jüngeren Gesellschaftsmitgliedern gefährdet (Krastev, 2020). Nationale Allein-
gänge bei der Beschaffung von Corona-Schutzprodukten und nationalstaatliche 
Einzelforderungen im Rahmen der EU-Finanzhilfen stehen im Rahmen der Bewälti-
gung der Corona-Krise und ihrer zahlreichen wirtschaftlichen und sozialen Folgen 
wiederum in Kontrast zu transnationalen Abhängigkeiten – sei es in Hinblick auf 
die Entwicklung und Verteilung von Impfstoffen, die Anbindung an Importgüter 
oder die Nationalstaaten übergreifende Mobilität von Arbeitskräften. Diese Bei-
spiele zeigen, dass transnationale Regelungen gefordert sind. Hinzu kommt jedoch, 
dass populistische Tendenzen bereits existierende Grenzen zwischen gesellschaft-
licher Inklusion und Exklusion forcieren oder gar neu ziehen und bloß scheinbar 
einfache Antworten auf aktuelle Herausforderungen geben (Diendorfer, Sandner 
& Turek, 2017, S. 5). Wenn im Rahmen von Corona-Maßnahmen dabei ausgewähl-
te (mitunter bereits stigmatisierte) Personengruppen als Verstärker/-innen für die 
Verbreitung des Corona-Virus kommuniziert werden, können zusätzliche gesell-
schaftliche Spaltungen verursacht werden. Diese werden im Zuge der Pandemie-
bekämpfung durch die weltweit ungleiche Verteilung von Impfstoffen noch weiter 
auseinanderklaffen. Dabei beschleunigt wiederum Transnationalisierung die Ver-
breitung dieser (National-)Populismen (Decker, 2017, S. 16). Dies zeigt sich unter 
anderem auch dann, wenn sich nationenübergreifend Widerstand gegen Maßnah-
men zur Bekämpfung der Corona-Pandemie bildet. Transnationale Kommunika-
tionsvernetzungen wie Social Media übernehmen hierbei eine relevante Rolle als 
Katalysatoren (Sarikakis, 2017, S. 9).

Das zeitliche und räumliche Aufeinandertreffen von einerseits gesellschaftlichen 
Spaltungen und andererseits gegenseitigen gesellschaftlichen Abhängigkeiten, die 
bei der Bewältigung der Klima- genauso wie bei der Corona-Krise sichtbar werden, 
stellt eine besondere aktuelle Herausforderung für die politische Bildung dar, weil 
dadurch ein Spannungsfeld bearbeitet werden muss. Die jeweils unterschiedlichen 
Phänomene zeigen wesentliche gesellschaftliche Facetten auf, die es künftig bei der 
Kompetenzvermittlung in der politischen Bildung verstärkt zu berücksichtigen 
gilt: auf der einen Seite Abgrenzung, Polarisierung, mitunter gar Exklusion von Ge-
sellschaftsgruppen und auf der anderen Seite Vernetzung, Transnationalisierung, 
gegenseitige Verbundenheit bis hin zu Interdependenzen auf zahlreichen Ebenen. 
Vor allem letztgenanntes (Globalisierungs-)Phänomen wird in didaktischen Kon-
zepten der politischen Bildung bislang noch unzureichend berücksichtigt. 

Der vorliegende Artikel präsentiert daher ein Unterrichtsplanungskonzept zur 
Vermittlung von Interdependenz in der politischen Bildung und liefert somit einen 
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Beitrag zur „Global Citizenship Education“. Es greift dabei nicht nur das fachdidak-
tische Prinzip der Kontroversität auf, um ein Denken in Alternativen und eine plu-
rale Meinungsbildung einzuüben – Fähigkeiten, die vor allem in heterogenen po-
litischen Räumen erforderlich sind. Der vorliegende Artikel argumentiert zugleich, 
dass trotz bisheriger Vorbehalte in Diskursen zur politischen Bildung speziell das 
Prinzip der politischen Handlungsorientierung als weiteres fachdidaktisches Prin-
zip hinzugezogen werden sollte. Es dient dazu, dem gegenwärtigen Aufeinander-
treffen von einerseits gesellschaftlichen Spaltungen und andererseits gegenseitigen 
gesellschaftlichen Abhängigkeiten gerechter zu werden. Im präsentierten Unter-
richtskonzept wird die politische Handlungsorientierung daher in Kombination 
mit dem Kontroversitätsprinzip eingeführt.

2.  Die Rolle von Kontroversität als fachdidaktisches Prinzip  
der politischen Bildung 

Didaktische Interventionen in der politischen Bildung rücken bei der Bearbei-
tung von gesellschaftlichen und politischen Phänomenen vor allem das Prinzip 
der Kontroversität in den Mittelpunkt (z. B. die Gegenüberstellung von Positio-
nen der Befürworter/-innen und Gegner/-innen hinsichtlich der Maßnahmen zur 
Bewältigung von Auswirkungen der Klima-Krise oder der COVID-19-Krise). Kon-
troversität dient hierbei als ein wesentliches Mittel für die Entwicklung von Ur-
teilsbildung und Meinungsvielfalt, die als Voraussetzung für ein funktionierendes 
demokratisches Miteinander dient. Sie basiert auf dem demokratischen Prinzip 
der Mündigkeit und soll Kritikfähigkeit fördern (Sander et al., 2016, S. 7). Im Lehr- 
und Lernalltag zeigt sich Mündigkeit darin, dass die Lehrenden und Lernenden 
in eigener Sache zu Wort kommen und somit ihre persönlichen Interessen und 
Überzeugungen thematisieren (Sander et al., 2016, S. 15). 

Um Bildungsprozesse zu ermöglichen, die Mündigkeit anstreben, inkludiert 
speziell der Beutelsbacher Konsens das Gebot der Kontroversität im Unterricht: 
„Was in Wissenschaft und Politik kontrovers ist, muss auch im Unterricht kont-
rovers erscheinen" (Bundeszentrale für Politische Bildung, 2011). Demnach sollen 
Themen und Fragestellungen für den Unterricht so ausgewählt und strukturiert 
werden, dass eine kontroverse Struktur erkennbar werden kann (Sander, 2013, 
S. 196). Grammes listet beispielsweise vier Umsetzungsmöglichkeiten von Kontro-
versität als didaktisches Prinzip der politischen Bildung auf: das Nachstellen von 
öffentlichen Gesprächsformen, die Dilemma-Methode, die Streitschlichtung und 
das Lernen durch Provokation bzw. Konfrontation (Grammes, 2007). Vor allem das 
Primat des Subjekts wird dabei betont: „Das von vornherein als mündig gedachte 
Subjekt soll sich im Bildungsprozess selbst Strukturen erschließen, die als Schlüs-
sel zur Welt in ihrer vollen Vielfalt und Kontroversität dienen können“ (Grammes, 
2007, S. 127). Das Prinzip der Kontroversität kann im Speziellen durch die Darstel-
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lung der Multiperspektivität gesellschaftlicher Fragestellungen veranschaulicht 
werden. Sich dadurch ergebende Fragen der Heterogenität und damit einherge-
hende Kontroversität werden in der politischen Bildung generell nicht bloß als 
Bedingungen für Lehr- und Lernprozesse, sondern als deren zentrale inhaltliche 
Kernpunkte betrachtet (Sander et al., 2016, S. 71).

„Die kontroverse Auseinandersetzung mit unterschiedlichen Sichtweisen trägt 
zur Klärung des eigenen Standpunktes und zur Toleranz gegenüber anderen Mei-
nungen bei“ (Leimgruber, 2015). Nicht Parteilichkeit oder auf Loyalität ausgerich-
tete Erziehung, sondern Multiperspektivität und Pluralität sollen aus normativer 
Sicht dabei im Zentrum der Bildungsprozesse stehen. Kontroversität wird somit als 
Voraussetzung für Meinungsbildung und in der Folge als Basis für ein demokrati-
sches Zusammenleben – vor allem in immer komplexer werdenden gesellschaftli-
chen Diskurskulturen – konzipiert (Leimgruber, 2015).

Wenn jedoch in zunehmendem Maß Falschmeldungen absichtlich erfunden 
werden, um Meinungen und Verhalten aus politischen Gründen zu beeinflussen 
sowie ein gesellschaftliches Auseinanderklaffen zu bewirken bzw. wenn das Erzeu-
gen kontroverser politischer Inhalte aus ökonomischer Sicht Profit verspricht, um 
so Aufmerksamkeit und eine Erhöhung von Werbeeinnahmen aufgrund gesteiger-
ter Informationsnachfrage zu erreichen (Himmelrath & Egbers, 2018, S. 14), stößt 
das didaktische Instrument der kontroversen Vermittlung von Bildungsinhalten 
an seine Grenzen. Es macht sich – in isolierter Verwendung – mitunter zu einem 
Instrument der Verstärkung demokratiegefährdender Tendenzen. Pörksen spricht 
aufgrund einer zunehmenden gesellschaftlichen Polarisierung und Spaltung von 
einer „Verschlechterung des Kommunikationsklimas“ (Pörksen, 2018, S. 70) und 
konstatiert, dass Hass, Hetze, Misstrauen und Wut das gemeinsame gesellschaftli-
che Gespräch bereits ruinieren: „Die große Gereiztheit hat inzwischen den Diskurs 
und den Diskurs über den Diskurs erreicht“ (Pörksen, 2018, S. 70–71).

Angesichts dieser Entwicklung muss also künftig stärker hinterfragt werden, in-
wiefern das Prinzip der Kontroversität in der politischen Bildung auf fruchtbaren 
demokratischen Boden fallen kann. Wird dieses bloß isoliert vermittelt und wer-
den gesellschaftliche Abhängigkeiten in der Beurteilung von politischen Positionen 
dabei außer Acht gelassen, ist die Gefahr groß, gesellschaftliche Polarisierungen zu 
verstärken. Wenn die Folgen gesellschaftlichen Zusammenlebens zeigen, dass es 
zunehmend zu einem Problem wird, wenn divergierende Interessen aufeinander-
treffen und diese im Diskurs nicht mehr miteinander vereinbart werden können, 
um ein erträgliches Zusammenleben zu sichern (Sutor, 1992, S. 10), sollte zur Kon-
troversität jedenfalls die Handlungsorientierung als weiteres fachdidaktisches Prin-
zip hinzugezogen werden.
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3.  Die Vermittlung von Interdependenz braucht das fachdidaktische 
Prinzip der Handlungsorientierung

Nach der Definition von Sander kommt dem fachdidaktischen Prinzip der Hand-
lungsorientierung folgende Aufgabe zu: „Konstrukte sollen in Lernsituationen so 
thematisiert werden, dass die Lernenden vielfältige Gelegenheiten zu einem ak-
tiv-handelnden Umgang mit ihnen erhalten.“ (Sander, 2009, S. 4). Seit Jahrzehn-
ten werden die Zielsetzungen generell und insbesondere das Prinzip der Hand-
lungsorientierung in der politischen Bildung jedoch kontrovers diskutiert, was 
eine Vernachlässigung des Prinzips im Alltag (hoch-)schulischer Bildungsprozes-
se mitunter nahelegt. Es wird argumentiert, dass Handeln als direkte politische 
Aktion im Unterricht nur ausnahmsweise zum Inhalt der politischen Bildung 
gemacht werden darf, da dieses stets Parteinahme voraussetzt. Folgt man dem 
Beutelsbacher Konsens, so ist jedoch von jeder Beeinflussung Abstand zu halten 
– außer es handelt sich um Menschenrechte, demokratische Fragen sowie um 
verfassungsrechtliche Grundlagen (Wehling, 1977, S. 173–184; Schiele, 1998a, S. VII; 
Jöckel, 2004). Inwieweit Bildungsinstitutionen wie die (Hoch-)Schule tatsächlich 
als Raum politischer Handlungserfahrungen fungieren dürfen und ob dabei not-
wendige Freiwilligkeit und das Recht auf Nicht-Partizipation garantiert werden 
können (Nonnenmacher, 2010, S. 466–467), wird also kritisch hinterfragt. 

Detjen beispielsweise legt die Schule klar als keinen geeigneten Ort der poli-
tischen Aktion und des Trainings realen politischen Handelns fest (Detjen, 2012, 
S. 235), wobei hierbei immer wieder auf den Beutelsbacher Konsens und speziell das 
darin enthaltene Überwältigungsverbot verwiesen wird (Wehling, 1977, S. 173–184). 
Kenner (2018, S. 248), der zu den Befürwortern einer stärkeren handlungsorientier-
ten Demokratiebildung zählt, kommentiert diesen Standpunkt jedoch skeptisch: 
„Überwältigen wir Kinder und Jugendliche, wenn wir sie in ihrem politischen Han-
deln begleiten oder ist es nicht vielmehr fahrlässig, politisches Handeln aus der 
Schule zu verbannen und somit eine Isolation politisch engagierter Schüler und 
Schülerinnen zu befördern?“ Befürwortende Stimmen sehen im fachdidaktischen 
Prinzip der Handlungsorientierung eine geeignete Methode für die Umsetzung 
der demokratischen Ziele der politischen Bildung, da dadurch Handlungsdisposi-
tionen und Interventionskompetenzen direkt aus der subjektiven Perspektive der 
Lernenden eingeübt werden können. Kritisiert werden neben der Gefahr der Über-
tretung des Überwältigungsverbots des Beutelsbacher Konsens jedoch auch blin-
der Aktionismus und die Möglichkeit zur Entpolitisierung des Unterrichts durch 
eine Trivialisierung von Komplexität, Abstraktheit und Interdependenz politischer 
Sachverhalte (Kötters-König, 2001, S. 6).

Bis heute ist umstritten, wie das didaktische Prinzip der Handlungsorientierung 
im Rahmen (hoch-)schulischer Bildungsprozesse verwirklicht werden soll. Der Be-
griff der Handlungsorientierung in dieser vorliegenden Arbeit nimmt einerseits An-
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leihe an der Idee der Entwicklung von „Handlungsplänen“, welche als eine Form des 
„Vor-Denkens des Handelns“ gesehen werden (Gagel, 1998, S. 140). Demnach ist das 
vorrangige Ziel des Unterrichts nicht die Handlung an sich, sondern die Planung die-
ser. Andererseits fokussiert sich politische Handlungsorientierung in dieser Arbeit 
auch auf simulatives politisches Handeln im Unterricht (welches freilich ebenfalls 
nicht frei von Parteinahme ist). Im Mittelpunkt dabei steht die Problem orientierung 
(Schiele, 1998b, S. 10). Anhand konstruierter Problemfelder sollen Kompetenzen in 
Hinblick auf individuelles politisches Handeln in der Praxis angebahnt werden. Dabei 
steht die Vermittlung konkreter Teilkompetenzen im Mittelpunkt, um Handlungs-
spielräume zu gestalten. Durch die Einbeziehung von Expertinnen/Experten aus der 
Praxis sollen speziell auch mannigfaltige Lösungswege von politischen Problemen 
erörtert werden, um Handlungsalternativen kennenzulernen und zugleich Hand-
lungsfähigkeiten für den praktischen Alltag zu vermitteln. Der in dieser vorliegen-
den Arbeit verwendete Begriff der „Handlungsorientierung“ folgt also der Idee der 
Entwicklung von Handlungskompetenz im Unterricht. Dem liegt das österreichi-
sche Kompetenzmodell zur politischen Bildung zugrunde (Krammer, 2008). Ange-
sichts wachsender nationalistischer, rassistischer, antisemitischer und homophober 
Tendenzen sollte sich die Vermittlung politischer Bildungsinhalte jedenfalls nicht 
nur auf die Unterschiedlichkeit von Standpunkten fokussieren und deren Kontro-
versität herausarbeiten, sondern auch eine Handlungsorientierung – zumindest in 
Form einer Anbahnung von Handlungskompetenzen und der Vernetzung mit an-
deren gesellschaftlichen Akteurinnen/Akteuren – in den Blick nehmen.

Aber noch mehr: Gegenwärtige gesellschaftliche Phänomene sind bestimmt 
von einseitigen oder wechselseitigen Abhängigkeiten. Entscheidungen oder Ereig-
nisse in einem Staat oder von einem/-r politischen Akteur/-in haben auch direkte 
Folgen für die Politik und Ökonomie anderer Staaten bzw. anderer politischer Ak-
teurinnen/Akteure. Verschiedene Bevölkerungsgruppen sind in unterschiedlichem 
Ausmaß und differierenden Formen von gegenwärtigen Veränderungsprozessen 
betroffen. Diese Wirkungszusammenhänge werden mit dem Begriff der „Interde-
pendenz“ zusammengefasst. Interdependenz als Vernetzung und (gegenseitige) 
Abhängigkeit ist dabei keine Theorie, sondern ein analytisches Konzept (Spindler, 
2003, S. 97). Sie macht im Rahmen politischer Bildungsprozesse nicht nur die Her-
ausarbeitung (meist trennender) verschiedener Positionen zu sozialen, politischen 
und ökonomischen Globalisierungsphänomenen erforderlich, sondern auch die 
Berücksichtigung vernetzender gesellschaftlicher Tendenzen, die Gemeinsamkei-
ten vor Augen führen, mitunter in gegenseitiger Abhängigkeit stehen und gemein-
sames gesellschaftliches Handeln bedingen, wie zahlreiche aktuelle Beispiele vor 
Augen führen (siehe Kapitel 1). 

Wie können daher Lehr- und Lernprozesse aussehen, die praktische Verstän-
digungs- und Aushandlungsprozesse sowie Strategien für gemeinsames gesell-
schaftliches Handeln in den Vordergrund stellen? Und welche Einseitigkeiten bzw. 
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Gefahren müssen bei einer Aktualisierung des Prinzips der Handlungsorientierung 
beachtet werden? Die folgende Auflistung liefert einige Denkanstöße zur Aktuali-
sierung handlungsorientierter Unterrichtssequenzen unter Berücksichtigung von 
Interdependenzen in der politischen Bildung:

a) Handlungsorientierung, die sich als direkte politische Aktion versteht, ist auf-
grund der Gefahr von einseitiger Parteinahme in institutionalisierten (hoch-)
schulischen Bildungsprozessen mit Vorsicht zu behandeln. Es sollte jedoch 
zumindest diskursiv zum Inhalt der politischen Bildung gemacht werden, aus 
welchen Gründen welche Form der Parteinahme erforderlich ist. Diese muss 
dann ausgewogen normativ begründet werden. 

b) Ein zentrales Element von Demokratiebildung ist die Schaffung von demokra-
tischen Lernorten, die einerseits Wissen über Entscheidungs- und Handlungs-
strategien vermitteln und andererseits auch einen Raum für die Einübung von 
selbstbestimmtem Handeln und selbstorganisiertem Engagement ermöglichen 
(Kenner, 2018, S. 247). Vor allem in immer komplexer werdenden interdepen-
denten gesellschaftlichen Zusammenhängen ist dabei die Erprobung von 
Selbstwirksamkeit ein wichtiger Bestandteil demokratischer Bildungsprozesse. 
Hierbei gilt es, Übungsräume zu schaffen und zugleich das Überwältigungsver-
bot durch die Lehrperson sowie die Verpflichtung zur Schüler/-innenorientie-
rung des Beutelsbacher Konsens zu berücksichtigen (Wehling, 1977, S. 179–184). 

c) Wird politisches Handeln als „zielgerichtetes Verhalten“ (Pickel, 2012, S. 40) zur 
Veränderung bestehender Verhältnisse verstanden, ist unter einer Handlungs-
orientierung die Anbahnung von konkreten Lösungsvorschlägen und Hand-
lungsalternativen gemeint. Um dem Bereich interdependenter gesellschaftli-
cher Verhältnisse Rechnung zu tragen, ist dabei der Blick von den Interessen 
des eigenen Individuums jeweils auf den/die andere auszurichten und gemein-
same Handlungsstrategien sind zu suchen.

d) Bei der Erprobung individueller politischer Selbstwirksamkeit ist vor allem un-
ter Berücksichtigung gesellschaftlicher Interdependenzen der Kontakt zu An-
dersdenkenden nicht zu verlieren. Handlungsorientierter Unterricht, der auch 
fremde Interessen berücksichtigt, um den gesellschaftlichen Vernetzungen 
Rechnung zu tragen, braucht somit auch die Entwicklung sozialer Kompeten-
zen, die zur Kooperation nötig sind. Die Kooperations- und Erfahrungsorien-
tierung (Jöckel, 2004) kann dabei als Mittel gegen gesellschaftliche Hilf- und 
Orientierungslosigkeit dienen.

e) Wenn es im handlungsorientierten Unterricht darum geht, Strategien zur 
Konfliktlösung in interdependenten Beziehungen zu finden und nur am Ran-
de das Lösen von echten Konflikten anzustreben, ist zu beachten, dass die ge-
sellschaftliche Wirklichkeit stets als komplexer angenommen werden kann, als 
dies im Unterricht simulativ abzubilden ist (Jöckel, 2004). 
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f) Hellmuth und Klepp, die Handlungsorientierung als ein „Lernen mit allen Sin-
nen“ (Hellmuth & Klepp, 2010, S. 143) beschreiben, legen nahe, dass speziell 
auch dem Zuhören und konkreten sinnlichen Erfahren neuer sozialer Räume 
besondere Bedeutung zuzumessen ist. Durch die Vernetzung mit anderen ge-
sellschaftlichen Akteurinnen/Akteure, die bei der Durchsetzung gemeinsamer 
Interessen Unterstützung und Expertise vermitteln können, sollen auch gesell-
schaftliche Institutionen von den Lernenden in Erfahrung gebracht werden.

g) Um Handlungsorientierung nicht bloß als „Erlebnispädagogik“ zu konzipieren, 
sind eine Transformation eigener Erlebnisse von der konkreten Handlungsebe-
ne auf eine abstrakte Ebene und eine reflektierte Verinnerlichung notwendig 
(Hellmuth & Klepp, 2010, S. 144). Kühberger bezeichnet dabei die „Auflösung“ 
nach der (konkreten oder simulierten) Handlung in Bildungsprozessen als eine 
entscheidende Phase bei der Umsetzung des Prinzips der Handlungsorientie-
rung. Dabei sollten Gesprächs- und Handlungskonstellationen kritisch auf ei-
ner Metaebene besprochen werden (Kühberger, 2009, S. 123).

4.  Ein Praxiskonzept zur Vermittlung von Kontroversität  
und Handlungsorientierung

Das folgende Unterrichtsplanungskonzept zur politischen Bildung ist als Struk-
tur zur Vermittlung interdependenter politischer Konstellationen zu verstehen. 
Es streicht zum einen unterschiedliche kontroverse Positionen heraus und greift 
zum anderen Interessensüberschneidungen auf, um in der Folge gemeinsame 
Handlungsstrategien zu erarbeiten. Das fachdidaktische Prinzip der Handlungso-
rientierung soll dabei so konzipiert werden, dass es einerseits mit dem fachdidak-
tischen Prinzip der Kontroversität und andererseits mit aktuellen Phänomenen 
gesellschaftlicher Interdependenzen verbunden wird.

Am Beispiel dieses Praxis-Konzepts wird gezeigt, wie Strategien zur Lösung ge-
sellschaftlicher Kontroversen oder zumindest zum Ausloten gemeinsamer Inter-
essen angebahnt und in Prozessen der politischen Bildung eingeflochten werden 
können. Die Vermittlung zwischen gemeinsamen Interessen in gegenseitigen In-
terdependenzsituationen statt der isolierten Betrachtung individueller politischer 
Positionen – so die Prämisse dieses Konzepts – dient als Grundlage, um Verstän-
digungs- und Aushandlungsprozesse für das gesellschaftliche Zusammenleben an-
zuregen. Die Ausbildung von vernetzendem Denken und Handeln zwischen unter-
schiedlichen politischen Positionen und Ebenen stellt hierfür eine grundlegende 
Kompetenz für die politische Bildung dar.
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4.1 Unterrichtskonzept für die politische Bildung

Welches konkrete Thema für die unterrichtliche Bearbeitung dieses Planungs-
konzepts gewählt wird, ist letztendlich zweitrangig. Ob die Klima- oder die globale 
Gesundheitskrise rund um COVID-19 oder auch künftige aktuelle gesellschaftliche 
Problemszenarien – das Konzept in Tabelle 1 kann zu einem beliebigen Thema her-
genommen werden, welches folgende Charakteristika umfasst: 
a) Thematische Nähe bzw. ein konkreter Bezug zu den Lernenden (Betroffenheit)
b) Ein Konfliktthema zwischen Vertreterinnen/Vertretern unterschiedlicher Ge-

sellschaftsgruppen (Staatsangehörigkeit, Alter, Geschlechter, Herkunft, sexuel-
le Orientierung, soziale bzw. ökonomische Zugehörigkeit etc.)

c) Aspekte der einseitigen/gegenseitigen Abhängigkeit bzw. Vernetzung auf un-
terschiedlichen gesellschaftlichen Ebenen (zwischen Individuen, Ländern, Ins-
titutionen, Wirtschaftssystemen etc.) können identifiziert werden

Für die konkrete Wahl eines politischen Themen-Aspekts im Rahmen dieses Un-
terrichtskonzepts können unter anderem folgende Beispiele ausgewählt werden: 
Maßnahmen zur Verbesserung der Luftqualität, Urlaubsverhalten bzw. Schul-
weg-Mobilität in Zeiten der Klimakrise, Implementierung von Maßnahmen für 
Klimaflüchtende,  Falschinformationen in globalen (Klima- oder Gesundheits-)
Krisenzeiten, Verteilungssystem für Gesundheitsgüter zur Prävention von künf-
tigen Pandemien, Schaffung europäischer Standards für Gesundheits- und Pfle-
geberufe, Umgang mit klimabedingtem Entfall von Löhnen (z. B. durch Ernteaus-
fälle) bzw. mit Kündigungen aufgrund von Corona-Nachwirkungen (z. B. Long 
Covid) etc.

Aus methodischer Perspektive schafft das folgende Unterrichtskonzept (s. 
Tab. 1) Raum für Projektarbeit und Freiarbeitszeiten, Deliberationsprozesse in un-
terschiedlichen Gruppensettings, die Inklusion von Expertinnen/Experten-Vor-
trägen sowie die Erprobung empirischer Methoden aus der Sozialwissenschaft 
(Zusammenstellung von Fragebögen und Leitfaden-Interviews, Durchführung von 
Expertinnen/Experten-Interviews etc.).

Das Konzept orientiert sich darüber hinaus am Österreichischen Kompetenz-
modell zur politischen Bildung und den Vorarbeiten von Künzli und Bertschy zur 
Bildung von nachhaltiger Entwicklung (BNE) (Krammer, 2008; Künzli & Bertschy, 
2008; QuerBlicke, 2014).
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Tab. 1. Unterrichtskonzept für die politische Bildung
Lehr- und  
Lernschritte

Inhalte Lehr- und Lernziele
Lehr- und Lernorganisation / 
Methoden

1. Ich-Ebene persönliche Interes-
sen und Dilemmata 
zum ausgewählten 
Thema artikulieren

Eigene Urteilsbildung:

Auseinandersetzung mit 
Aspekten der persönlichen 
Betroffenheit 

Formulierung persönlicher 
Positionen

Feststellung von eigener Stand-
ortgebundenheit

Brainstorming zum ausgewählten 
Thema

(evtl. provokanter) Impuls zur 
Unterstützung eigener Meinungs-
bildung

Zusammenstellung eines Fra-
ge-Leitfadens zur persönlichen 
Meinungsartikulation

Bereitstellung von vertiefendem 
Arbeitsmaterial zur Reflexion 
eigener Standortgebundenheit 
zum jeweiligen Thema

2. Du-Ebene Kennenlernen 
fremder Positionen 
zum ausgewählten 
Thema

Reflexion fremder 
Dilemmata und 
Beweggründe 
für bestimmte 
Entscheidungen 
im Rahmen der 
Meinungsbildung 
und Meinungsarti-
kulation

Wissensausbau  
und Vernetzung:

Auseinandersetzung mit frem-
den Positionen und anderen 
Formen von Betroffenheit 
hinsichtlich des Themas

Reflexion des Zustandekom-
mens von Positionen im Rah-
men der Meinungsartikulation

Kennenlernen alternativer 
Denkweisen und Konzepte

Impuls zur Illustration anderer 
Interessenskonstellationen zum 
Thema sowie fremder Standortge-
bundenheiten

Durchführung von Interviews 
mit Personen, die abweichende 
Interessen zum jeweiligen Thema 
zeigen

3. Wir-Ebene Interessensüber-
einstimmung und 
Handlungsableitun-
gen auf theoreti-
scher Ebene

Herausarbeiten von ge-
meinsamen Positionen und 
Handlungsmöglichkeiten unter 
Berücksichtigung der Zuhilfe-
nahme weiterer politischer 
Instanzen und Akteurinnen/
Akteure:

Vergleich eigener und fremder 
Positionen, Erfahrungen und Er-
wartungen sowie Versuch einer 
oder mehrerer Synthesen

Kennenlernen von politischen 
Handlungsmöglichkeiten 
(unterschiedliche politische 
Artikulationsformen) zum aus-
gewählten Thema sowie deren 
Vor- und Nachteile

Kennenlernen von Institutionen, 
Interessensvertretungen, NGOs, 
politischen Aktivist/-innen zu 
diesem politischen Thema und 
Abwägen bzw. Einschätzung 
ihrer Unterstützungsleistungen

Deliberationsprozess in Form von 
Einzel-/Gruppenarbeiten bzw. 
Gesprächen zwischen den Lernen-
den und Lehrenden

Lehrausgänge in neue soziale 
Räume

Kommunikationsanbahnungen mit 
politischen Akteurinnen/Akteuren 
(eventuell auch in Form von Befra-
gungen, Expertinnen/Experten-In-
terviews oder anderen empirischen 
Forschungsmethoden)
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Lehr- und  
Lernschritte

Inhalte Lehr- und Lernziele
Lehr- und Lernorganisation / 
Methoden

4. Praktische 
Erfahrung 
und Transfer 
zum politi-
schen Lernen

Anwendung und 
Erprobung des 
gelernten Wissens

Reflexion und 
Erweiterung der 
eigenen Perspek-
tiven

Erfahrung von politischen 
Handlungsspielräumen bzw. 
Reflexion von Selbstwirksam-
keit und Wissensentwicklung:

Formulierung von Ideen für 
Handlungsmöglichkeiten und 
eventuell auch Anbahnung der 
Umsetzung eines konkreten 
Handlungsplans

Benennen von Interessens-
konflikten und Entwicklung 
von Lösungswegen für deren 
Beseitigung 

Reflexion der Konsequenzen 
von Entscheidungen und Hand-
lungen in politischen Prozessen

Workshops* zur Anbahnung von 
gemeinsamen Handlungsstrate-
gien – eventuell unter Anleitung 
von Expertinnen/Experten mit 
politischen Handlungstipps aus 
der Praxis

Abschlusspräsentation mit 
Bezugnahme zu weiteren aktu-
ellen gesellschaftlichen Themen 
(Darstellung von Parallelen und 
Abweichungen zum bearbeiteten 
Thema)

Zusammenstellung eines Fra-
ge-Leitfadens zur Reflexion des 
erlernten Wissens

*  U.a. Fallanalysen, Simulationen von Alltagssituationen, Plan- und Rollenspiele mit unterschiedlichen Aufgabenzu-
teilungen bzw. der Entwurf von Zukunftsszenarien („was wäre wenn…“), kreative Ausdrucksmethoden (Visualisie-
rung eines sozialen Konflikts, Verfassen einer Problemgeschichte, Konzeption einer Theaterszene mit Problemlö-
sungsstrategien etc.), Schreibateliers zur Vermittlung von Schreibstrategien (z. B. Blogs, Zeitungsforen, Instagram/
Facebook/Twitter, E-Petitionen). Diese „Produkte“ können dann von Expertinnen/Experten reflektiert und disku-
tiert werden, die den „Spiegel der Realität“ vor Augen halten und zusätzliche Ideen für Lösungswege geben.

4.2 Erklärungen und Anmerkungen

Im Mittelpunkt der politischen Kompetenzerarbeitung im Rahmen des Unter-
richtskonzepts (s. Tab. 1) steht die Fähigkeit zur Beurteilung und Vertretung ge-
meinsamer Positionen und gemeinsamer Handlungsoptionen von Akteurinnen/
Akteuren mit jeweils unterschiedlichen Interessen und Standortgebundenheiten 
– dies inkludiert wesentliche Bereiche des demokratischen Prinzips der Mündig-
keit. Das Konzept geht davon aus, dass erfolgreiche politische Aktivitäten ohne 
eine Beurteilung interdependenter politischer Situation nicht möglich sind. We-
sentlich dabei ist, dass nicht die egozentrische Perspektive auf ein politisches 
Problem das alleinige Ziel der Entwicklung politischer Urteilsfähigkeit ausmacht, 
sondern stets auch mit dem Prinzip der Handlungsorientierung verknüpft wird. 
Allerdings muss im Gegenzug auch betont werden, dass eine Handlungsorientie-
rung ohne die multiperspektivische Reflexion unterschiedlicher Standortgebun-
denheiten und der Konsequenzen politischen Handelns den Vorgaben des Kon-
troversitätsgebots im Beutelsbacher Konsens nicht entspräche (Wehling, 1977). 
Dies zeigt sich in diesem Unterrichtskonzept, indem immer wieder Phasen sowohl 
zur Entwicklung von Urteils- als auch zur Entwicklung von Handlungskompetenz 
verbunden werden. An unterschiedlichen Stellen werden Übungen zur Urteils-
bildung eingefügt – um einerseits das demokratische Prinzip der Mündigkeit zu 
schärfen, Einseitigkeiten zu vermeiden und andererseits den Anspruch zu verfol-
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gen, dass politisches Handeln ohne eine adäquate Beurteilung der Situation kaum 
erfolgreich sein kann (Sander, 2013, S. 91). In welcher Form und inwieweit individu-
elle bzw. kollektive Selbstwirksamkeitserfahrungsmöglichkeiten (Buchstein, 2018) 
erprobt werden können, hängt jeweils vom konkreten Thema, den zur Verfügung 
stehenden Personen und Mitteln zur politischen Artikulation bzw. den Grenzen 
ab, die von der/dem Lehrenden im Vorhinein ausgewogen und begründet zu set-
zen sind (siehe Kapitel 3). 

Lernschritt I: Persönliche Interessen und Standortgebundenheit artikulieren
Das Unterrichtskonzept beginnt mit einer Sammlung persönlicher Interessen 
und Dilemmata zum jeweiligen Thema und soll die Standortgebundenheit der 
Lernenden herausarbeiten. Ihnen fällt es mitunter schwer, eigene Interessen zu 
komplexen politischen Fragen zu artikulieren. Strategien zu deren besseren Arti-
kulation müssen daher erlernt werden.

Betroffenheit und die Bedeutsamkeit des Themas für die Lernenden sind wie-
derum wesentliche Voraussetzungen, um persönliche Interessen und Standort-
gebundenheiten in angemessenem Ausmaß reflektieren zu können. Die Distanz 
zwischen dem jeweiligen politischen Problem und der eigenen Erfahrungswelt soll 
in diesem Lernschritt reduziert werden (Ackermann et al, 2015, S. 48).

Lernschritt II: Denken in Alternativen anregen 
Oft fehlt es in politischen Entscheidungs- und Dilemma-Situationen an Perspek-
tivenwechseln. Durch Interviews (mit Angehörigen unterschiedlicher politischer 
Interessen) können alternative Konzepte erkundet werden. Fragen der Lernenden 
zum jeweiligen Thema für Personen mit differierenden Interessen werden für ver-
schiedene Personengruppen angepasst und in der Praxis in Form von Interviews 
angewendet. Dies kann in Form von einfachen sozialwissenschaftlichen Metho-
den geschehen (z. B. Online-Befragung, Leitfaden-Interviews). Sind bestimmte 
Personengruppen für die Lernenden nicht erreichbar (z. B. indische Hersteller/-in-
nen von medizinischen Produkten, spanische Solarenergie-Forscher/-innen, Kli-
maflüchtende etc.), sollen auch Stellvertreter/-innen als Sprachrohre ausgewählt 
werden (z. B. aus heimischen NGOs oder Think Tanks). 

Somit wird ein breites Spektrum an unterschiedlichen Interessenskonstellatio-
nen zum ausgewählten Thema erarbeitet. Ein wichtiges Kriterium für die Auswahl 
ist die Eröffnung von alternativen Standpunkten und fremden Ideen für die Ler-
nenden. Freilich ist aber auch ein kritischer Blick nicht nur auf die jeweilige Zuge-
hörigkeit einer Person zu richten, sondern auch auf ihre persönliche Passung für 
die Zielgruppe.
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Lernschritt III: Interessensübereinstimmungen suchen – eigene und fremde 
Interessen auf einen Nenner bringen
Der konstruktive Umgang mit Multiperspektivität und Kontroversität muss ein-
geübt werden. Dieser Lernschritt soll daher die Fähigkeit entwickeln, politische In-
teressen und Erwartungen anderer zu identifizieren und durch den Vergleich mit 
eigenen Positionen neben Interessenskonflikten vor allem auch Interessensüber-
einstimmungen zu thematisieren sowie Urteilsfähigkeit zu entwickeln. In Hinblick 
auf die Interdependenz-Thematik sollen hierbei auch Interessenszusammenhänge 
zwischen Akteurinnen/Akteuren unterschiedlicher Ebenen (lokal, regional, na-
tional, europäisch, global) aufgezeigt werden. Gemeinsamkeiten und einseitige/
gegenseitige Abhängigkeiten sollen dabei herausgearbeitet und eine Synthese 
zwischen den einzelnen Ebenen geschaffen werden.

Zugleich werden in diesem Schritt Wege angedacht, wie gemeinsame politische 
Ziele im Alltag nach außen vertreten und verwirklicht werden können – je nach 
Thema unter Zuhilfenahme der Expertise politischer Vertreter/-innen (auf Regie-
rungs- und Nichtregierungsebenen unter Berücksichtigung auch von Non-Pro-
fit-Organisationen bzw. sozialen Institutionen). Die Lernenden sollen mögliche 
Beteiligungsprozesse und Formen der Übernahme politischer Verantwortung auf 
verschiedenen politischen Ebenen (kommunal, regional, national, transnational) 
kennenlernen. Dazu gehören der Bereich der Kontaktaufnahme mit Institutionen 
und Personen der politischen Öffentlichkeit, der Bereich der Nutzung von Angebo-
ten von Regierungs- und Nichtregierungsorganisationen sowie anderen relevanten 
gesellschaftlichen Einrichtungen (WHO, nationales Gesundheitsamt, Ärztekam-
mer, Krankenhausverwaltung, regionale Statistikbehörde für Gesundheitsdaten, 
UN-Klimakonferenz, Europäische Umweltagentur, internationale Umweltorgani-
sationen, Forschungseinrichtungen zu Umweltfragen, Scientists for Future, Um-
welt-Start-up vor Ort, Klima-Blogger/-in, arbeitsrechtliche Beratungsstellen, Ser-
vicestelle für Arbeitssuchende etc.). Dadurch soll die Hemmschwelle gesenkt und 
Handlungsoptionen gemeinsam mit Expertinnen/Experten besprochen werden 
(Kühberger, 2009, S. 123–125).

Lernschritt IV: Gemeinsame politische Handlungsaktivitäten planen (und er-
proben) 
Politische Partizipation setzt voraus, dass sich die Lernenden selbst positionieren 
können. Allzu oft wird aber vergessen, dass diesbezüglich nicht nur Wissen und 
Urteilsfähigkeit reichen, sondern auch Teilhabe an Lösungen vermittelt werden 
soll. Politische Handlungskompetenz erfordert „an der Lösung von Problemen aus 
den Bereichen Politik, Wirtschaft und Gesellschaft unter Rücksichtnahme auf ei-
gene und fremde Bedürfnisse mitzuwirken“ (Kühberger, 2009, S. 123). Sie schließt 
Kompromissbereitschaft, die Fähigkeit zur Kommunikation, zur Toleranz, Akzep-
tanz und Konfliktfähigkeit ein. 
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Im Rahmen des letzten Schritts dieses Unterrichtskonzepts sollen darüber hi-
naus – zumindest auf simulativer Ebene (in Form von Planspielen, Simulations-
aufgaben, Fallanalysen, Theatermethoden oder Debatten von Zukunftsszenarien) 
– Strategien zur Vertretung gemeinsamer politischer Interessen von Akteurinnen/
Akteuren mit unterschiedlichen Standortgebundenheiten entwickelt werden. 
Existieren auf der Ebene der Lernenden von vornherein politische Forderungen, so 
bietet dieses Konzept eine ideale Struktur, um diese aufzugreifen und auch real zu 
bearbeiten. Es sollen demokratische Mittel zur Durchsetzung von gemeinsamen 
Anliegen (Unterschriftenlisten, Flugblattaktionen, Petitionen, Kontaktaufnahmen 
mit Verantwortungsträgerinnen/-trägern etc.) gefunden werden. Dazu gehört 
auch Handwerkszeug zum Umgang mit Medien, um gemeinsame Meinungen und 
Handlungsvorschläge zu artikulieren (Leserbriefe, Twitter, Chat-Rooms, Blogs, Zei-
tungsforen etc.). Diese werden in Ateliers entworfen, (gemeinsam mit Expertin-
nen/Experten) professionalisiert und – je nach Zielsetzung – eventuell auch in die 
Verwirklichung gebracht (Kühberger, 2009, S. 123–125).

Diese Kenntnisse und entwickelten Fähigkeiten sollen im Anschluss unter Be-
rücksichtigung von möglichen Interessenskonflikten und Konsequenzen von Be-
teiligungsprozessen gemeinsam mit Expertinnen/Experten kritisch reflektiert wer-
den sowie auch auf andere aktuelle gesellschaftliche Debatten umgelegt werden. 

5. Zusammenfassung und Impuls zur Weiterentwicklung

Bei der Vermittlung unterschiedlicher Perspektiven auf globale politische Proble-
me im Rahmen politischer Bildungsprozesse zeigt sich, dass multiperspektivische 
Betrachtungsweisen in Bezug auf globalräumliche Interdependenzen bislang nur 
wenig ausgeprägt sind (Uphues, 2007, S. 158). Zudem verursacht die bloße multi-
perspektivische und mitunter kontroverse Behandlung von Aspekten der trans-
nationalen Zusammenarbeit sowie ihrer Auswirkungen auf soziale, ökonomische 
und ökologische Bereiche auf der lokalen Ebene häufig Orientierungs- und Hilflo-
sigkeit bei den Lernenden. 

Das in Kapitel 4.1 präsentierte Unterrichtskonzept eignet sich in spezieller Wei-
se für die Bearbeitung von globalen Zusammenhängen aus vielfältigen politischen 
Perspektiven und somit auch für die so genannte „Global Citizenship Education“. 
Wesentlich dabei ist die Grundannahme, dass die Analyse interdependenter Räu-
me nicht nur die Umsetzung des fachdidaktischen Prinzips der Kontroversität 
verlangt, sondern auch die Anwendung des – in institutionalisierten Bildungspro-
zessen bisher häufig umstrittenen – Prinzips der Handlungsorientierung. Dieses 
ermöglicht den Lernenden, in globalisierten Räumen jene Form von Mündigkeit 
zu entwickeln, mit der Kontroversen nicht nur auf unterschiedlichen politischen 
Ebenen beurteilen werden können, um daraus eine individuelle Meinung zu bil-
den. Demokratische Mündigkeit in interdependenten Räumen sollte speziell auch 
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gegenseitige Abhängigkeiten berücksichtigen und demokratiegefährdenden Spal-
tungen entgegenwirken. Das Suchen von gemeinsamen Zusammenhängen und 
Verbindungslinien dient im Rahmen der Meinungsbildung dabei also als Voraus-
setzung, um eine Isolation politischer Positionen und in der Folge gesellschaftliche 
Vereinzelung auf der Handlungsebene zu beseitigen. 

Die Ausbildung des fachdidaktischen Prinzips der Handlungsorientierung um-
fasst im vorgelegten Konzept speziell auch das Kennenlernen fremder sozialer Räu-
me und den Austausch mit unterschiedlichen politischen Akteurinnen/Akteuren, 
die zum einen als Vermittler/-innen von Expertise im Bereich der politischen Par-
tizipation und zum anderen auch als deren Verstärker/-innen dienen können. Laut 
dem österreichischen Grundsatzerlass zum Unterrichtsprinzip Politische Bildung 
kommt der Begegnung mit Personen und Institutionen bei der Umsetzung poli-
tischer Bildung besondere Bedeutung zu (BMBF, 2015). Bisherigen Unterrichtskon-
zepten und Unterrichtsmaterialien im Bereich der „Global Citizenship Education“ 
fehlt es jedoch speziell an der Berücksichtigung der Rolle politischer Akteurinnen/
Akteure, die zwischen unterschiedlichen räumlichen Ebenen agieren bzw. deren po-
litische Handlungen von der globalen bis hinein auf lokale Ebenen Auswirkungen 
zeigen und somit Interdependenzen sichtbar machen (EU, UNO, WTO, internati-
onale NGOs wie Amnesty International, Greenpeace etc). In diese Richtung kann 
das vorgelegte Unterrichtskonzept künftig noch viel stärker ausgebaut werden: Je 
nach Themenwahl lassen sich international tätige politische Akteurinnen/Akteure 
auch in virtuellen Formaten in Unterrichtssequenzen einbinden. Das Kennenlernen 
fremder sozialer Räume, die in vielfacher Verbindung mit den Lernenden stehen, 
kann darüber hinaus auch durch „Sprachrohre“ im Unterricht nähergebracht wer-
den, wenn eine Erkundung vor Ort nicht möglich ist (Asylstelle für Klimaflüchtende, 
Bauernprotest vor dem Europäischen Parlament, Arbeitsbedingungen von Pflege-
rinnen und Pflegern auf Intensivstationen oder in privaten Haushalten). 
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